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Der schweizerische Republikaner
her ausgegeben

von Es cher und Ufteri,
Mitgliedern der gesejgeSeude» Räthe der helvetischen Nexnblit.

Band M. Supplement N". VI. Bern, 29. A.iq. 1799. 12. Fruktidor VII.)

Gesezgebun g.

Senat, 2. Iu! i.

(Fortsetzung.)
Devevc» soricht gegen den Beschluss; er findet

darin nur eine dein Vtenerpßichtigen gelegte Falle, der
feine Güter selbst schätzen, und wenn er sich vevrech-

nec, dafür mit Busse belegt werden soll.
Kubli findet den Beschluß, so fehlerhast er ist,

doch noch besser als das Auflagcngeftz, das uns in

ans einen bessern Fuß, so ist fie verlohnen. Dieses suhl-
ten seit geraumer Zeit die Geldgeber, und geneh-
migten mehrere Vorschläge zu neuen Finanzqnellen,
die aber alle ihre Wirkung nicht thaten, und nicht thun
konnten. Die geftzlich verfallenen Abgaben wurden
nicht bezogen, und seit der Annahme des Finanzlnstems
hat man noch nicht einmal so weit kommen können, die
liegenden Güter zu schätzen, daher der gröste Theil
der öffentlichen Einkünften rukständig blieb; welches
die augenscheinlichste Urmche der gegenwärtigen trauri-
genLagc der Republik ist, und ihr Tod seyn wird,

solche Verwirrung brachte; er verwirft itm lwar, aber; wenn nicht alsobald durch kräftige Maaßnahmen dem
es freut ihn, daß man endlich ankdie einfache Schatznngs-^Uebcl gesteurt werden sollte. Es wäre dringend, dast
manier mrükkommt. Man wird überhaupt von allen
den kunstreichen systematischen Arbeiten abgehen müs-
sen, wenn die Sachen gehen sollen ; wir wollen den
Beschluß verwerfen, in der Hoffnung, das Direktorium
werde uns innert s Tagen den Vorschlag machen,
den unglüklichen Finanzplan mnzuwerftn, und einen
bessern und einfachern an seine Stelle zu bringen.

Der Beschluß wird verworstn.
Die Discussion über den B schluß, der dem Di-

steh die Gesenebung permanent erklären würde, bis
das Direktorium derselbe» hierüber Rechenschaft abge-
legt hätte. Doch um wieder zur Sache zu kommen,
muß ich pon dem Grundsatz ausgehen, daß dasjenige,
was dringender ist, zurrst soll bezahlt werden. Ich
kenne D striksr'chter, Kantonsrichter und andere vom
Volk gewählte Beamte, deren Bezahlung mehr ruck-
ständig ist. als diejenige, der bei dem Direktorium an-

'gestellten Personen, und die sich nebst dem in grosser
rektorium für ftine Kanzlei eine Summe von «260 ^ Bedürftigkeit befinden. Sie sind vom Volk gewählt:
Frank, bewilligt, w»rd eröffnet.

^ ^
les wäre die Nttion bcleidiaend, wenn ihnen die beim

Lan a s Antrag, als Minorität der Commission, Direktorium angestellten Beamten sollten vorgezogen
war folgender: .werden. lln5 unsere armen Soldat n, sollen sie noch

Bürger Gesezqeber!
Ich fühle, wie die Mmorität der Commission, daß

die Emploiirten beim Direktorium bezahlt senn müssen,
daß sie es aber ft t fthon icon chllen, kann ich ohnmöglich
beistimmen. Sie sehen mit mir, daß bis dahin die
Bezahlung der meisten in der Republik angestellten Per-
sonen, entweder "vch gar nicht erfolgt, oder über alle
Erwartung rückständig sey, wie iene der Vaterlaubs-
Vertheidiger, Volkslehrrr, Agenten, Distrikts,achter,
Kantonsrichtcr, Mitglieder der Vermal ungskammern,

lange in .Hunger, und Elend schmachten? Müssen sie

alle vo» M'ngcl, und Elend gerieben wieder nach
Hanse kehren? Nein, das wollen wir nicht, eö ist drin-
qend, daß wir für sie sorgen, und dringender, sie zu
bezahlen, als die beim Direktorium angestellten Beam-
ten. Ich verwerfe den Beschluß.

Ruevp spricht im gleichen Sinne; er will die
Volksiebrer, das Militär und so viele andere unbe-
zahlte Behörden erst bezahlen, ehe er die Sekretärs
bezahlt.

llstcri ist wohl der Meinung man babe in
Statthalter, Unterstatthalter. Daher rührt hauvksach- Auszahlung der Gchafte aller öss» tlichcn Beamten
lich der Grund, daß alle Nation sskraft gelähmt wurde lZisdahm nicht die Ordnung beobachtet, die man hätte
daß sich gegenwärtig die Repub ik am Rande des Ab, t beobachten sollen: wir hat cn längst gestz'ich verordnen
hrunds befindet, und kommen unsre Finanzen nicht bald! sollen, daß oom ersten bis zum, lcztcn Beamten nicht



einer vor dem. andern aus? sondern alle g le ich; ei-
lig, so langsam oder so^ schnell bezahlt werden sollen,
als es der Zustand der Schatzkammer gestatten würde;
aber wenn wir dieses Gescz auch hätten, so müßten
dennoch dicHandarbeiter in den Kanzleien, Copisten u. s. w.
die nach Maßgabe der gelieferten Arbeit bezahlt wer-
den und kein durchs Gesez bestimmtes Gehalt beziehen,
frühe und regelmässig bezahlt werden; dazu nun zum
Theil, verlangt das Direktorium Fonds, die vom gros-
sen Rath schon auf die Hälfte herabgesczt, von uns
nicht ohne offenbare Gefahr, die wichtigsten Arbmen
der Dircktorialkanzlei zu desorganisiren, und nicht ohne

Unbill, da unsere eignen Kanzleien bezahlt sind, könn-

M verweigert werden.
La siech ere glaubt, man könne nicht im Ernst

den Beschluß verwerfen, und die innere Organisation
der Republik stören wollen; er stimmt mit Usteri zur
Annahme des Beschlusses.

Lang beharrt auf der Verwerfung. Rucpp
zeigt an, daß ein Hujgr deuce bei ihm war, der seit
dem Monat Mai keinen Sold erhalten hat.

Der Beschluß wird angenommen.
Derjenige wird verlesen, der das Direktorium

einladet, den gesezgcbcndcn Räthen anzuzeigen, was
für Maaßregeln es zur Rettung und Sicherheit der
den Kaiserlichen in die Hände gcfallnen Vorräche von
Getreide, Wein und Munition gerrohen habe, und ob

Nachlässigkeit oder Unmöglichkeit der Rettung, die Ur-
fache dieses Vcrlurstes gewesen sey.

Der Beschluß wird angenommen.
Der Advokat Porte von Lausanne schreibt dem

Senat, daß ein anonymer Brief der kürzlich an den

Senat gesandt war, und von dem im Bulletin von
Lausanne hieß, der Senat habe ihn nicht anhören
wollen, überzeugt, daß nur ein Feiger seinen Namen
nicht unterzeichne — von ihm herrühre: daß ihm das
Reglement unbekannt war, welches die Verlesung ano.
nyiner Einsendungen untersagt; er glaubte, sein Name
thäte nichts zur Sache, und er wiederholt die Beiner-
lungen gegen VolkSgesellschaftcu, die das namenlose
Schreiben enthielt.

Man verlangt die ehrenvolle Meldung.
Frossard findet, es sey sehr sonderbar, daß

man den Senat im Bulletin von Lausanne etwas
sagen lasse, was gar nicht gesagt worden ist; er ver-
langt, der Senat soll seinen Unwillen darüber erklären,
da; das Bulletin von Lausanne, das einzige öffentliche
Blatt das im Lcman und in Frankreich unsere Vcr-
Handlungen mittheilt, sich solche Untreue erlaubt.

La siech ere hält den Brief einzig für'bestimmt,
die mangelnde Unterzeichnung nachzuholen; das Bul-
lekin von Lausanne ist kein officielles Blatt, und wir
naven uns nicht damit zu beschäftigen. Er verlangt
Tagesordnung.

Lüthi v. Sol. verlangt, daß nun der anonyme
Bref verlesen werde, zu welchem sich Porte bekennt.
Dieser Antrag wird augcnommen.

Muret findet keinen Stoss zu ehrenvoller Meldung
in der Einsendnng einer Meinung über die Volksge-
sellschaften; er hält wohlgeleitcte öffentliche Gescllschas-
ten von Patrioten, für äußerst wohlthätig. Was das
Bulletin von Lausanne sagt, ist eine Sache, die den
«Leimt nicht angehen kann.

Kudli will den Brief gar nicht lesen lassen, er
will über alles sogleich zur Tagesordnung gehen.

Fuchs begehrt Handhabung des Beschlusses und
Verlesung der Zuschrift.

Die Tagesordnung über die verlangte Ehrcnmel-
diing wird angenommen.

Die Saal-Inspektoren legen ein vom Kriegsmi-
nister zur Genehmigung eingesandtes Reglement über
die den obersten Gewalten zu bezeugenden militärischen
Ehren vor.

Vert ho let findet, dieses Reglement wolle den
Direktoren dm Hof machen; er tadelt vieles und vcr-
langt, die Saal-Inspektoren sollen sich in it denen des

großen Raths besprechen, damit ein Gescz über den
Gegenstand abgefaßt werde.

Muret ist gleicher Meinung; die Lache sey gar
nicht so unbedeutend; überhaupt findet er die Ehren-
bczcugungen zu groß, wenigstens für die einzelnen
Personen. Bertholets Antrag wird angenommen.

Grosser Rath, Z. Juli.
Präsident: Escher.

Das Direktorium übersendet folgende Bothschast,
welcher sogleich eimnüthig entsprochen wird:
Das Vollziehungsdtrcktorium der einen und

untheilbaren helvetischen Republik, an die
gesMebenden Räthe.

Bürger Gesczgeber!
Der Wunsch des Volks und der öffentlichen Be-

amtcn im Cant. Wallis, die besondere Lage dieses Can-
tons, wo das Feuer des Bürgerkriegs beständig giimmt,
fotern von dem Vollzichlmgsdircktoriuin, daß ein Mann
dorthin gesandt werde, dessen Gegenwart Wohlthat sey

und Trost gewähre. Es ladet Lie also ein, BV. Re-
präscntanten, ihm zu gestatten, daß es zu jener Sendung
den B. Burtorf wähle, der sich durch seine Tugenden
und Verdienste den Bewohnern dieses Cantons bekannt
und schäzbar gemacht hat.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,' L a h a r p c.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sek.

Mousson.



Folgende Bothschaft des Direktoriums wird ver-
lesen:

Das Vollzielmnqsdêrârènm der einen und
nnthetlbaren helvetischen Republik/ an vie
g ftzgebenden Räthe.

Bürger Gesezgebcrî
Auf mehrere Einladungen des Vollziehungsdirekto-

riums, die verschiedenen Bureaus der offent ichcn Au-
thoritäten m orgaiüsiren, ist bis jctt über den an set,

und in mancher Hinsicht wichtig n Gegenstand knu Ne-
schluß erfotgt. Das Direktorium wiederholt demnach
seine Einladung an Sie, BB. Geftzqcber, die drin-
qenden Gründe zu einer allgemeinen Organisation jener
Bureaus Ihrer Be? m hung zu unterziehen, und diesel-
be um so mehr zur nöthigen Bestimmtheit und mögl!-
eben Vollkommenheit zu bringen, da von derselben
Ordnung in Finanzen und Amtsgeschäften grossentheils
abhängt.

Republikanischer Gruß!

Der Präsident des Vollziehungsdirektorinm,
L a h a r p c.

Im Namen des Vollz. Dir. ter Gen. Sekr.

M o u s s o u.

Anderwerth fodert Verweisung an die über die-
sen Gegenstand schon uiedcrgesczle Comiuission um i»
s Tagen ein Gutachten vorzulegen.

Secretan folgt, doch aber begehrt er, daß die-
se Commission in Z ?aaen ein Gutachten vorlege, so

wie auch die Commission über Einthcilung Helret'ens
und über die Besoldung der Agenten, denn wir müs-
sen jczt thätig seyn und nicht immer erst in den folgen-
den Worden arbeiten wollen.

Escher bemerkt, daß es unmöglich ist, dem An-
trag Secretans zu c-wWechen, weil mehrere Mitgift-
der, gerade er selbst, in allen diesen drey Comnnssio-
neu sind und also nicht iczt ans einmahl in Z Tagen
Helvctien neu eintheilen, alle Kanzleien oraanisiren und
die Zahl der Agenten bestimmen können. Er begehrt,
daß diesen Commissionen eine längere Zcitftist gesiat-
tct werde.

Secretan sagt: immer vergessen wir die Hage,
in der sich die Republik befindet und schlafen; wenn
wir aber unsrer Steilen windig ft-m wollen, so müssen
wir thätig seyn. Ohne Geld ist keine Armee möglich,
und wenn wir GAd haben wollen, so müssen wir dein
Volk zeigen, raß es uns ernst ist überall zu ersparen und
Einschränkungen anzubringen, umsein Zwra.cn zu cr-
holien rnd d>c Republik zu rftten. Also laßt uns ar-
bu.cn und nicht ans Bequemlichkeit uns durch kleine

Hindernisse schrecken lassen; ich beharre auf meinem
Antrag.

Kühn: es ist wahr, die Umstände haben, statt
unsere Tyatigkcil zu vermehren, dieselbe vermindert;
es lst Zeit dem Volk zu zeigen, daß wir aus unserm
Schlummer erwachen und wieder mit Eifer arbeiten
wollen; allein dusts muß nach Grundsätzen geschehen,
damü man zweckmässig arbeite. Erst müssen wir ken
veeschiednen Beamten, durch eine neue Einthcilung der
Republik ihre Arbe.ten bestimmen können, ebe wir ihre
Zam und irren Gehalt festselzen. Vor allem andern
aus, soll also die Commission über die Einthcilimg Heft
vtt-ens, die H.mptgnmdsätze der neueu Emcheilung vor,
legen, und dann wollen wir die zu grosse Zahl ber Be->
amtcn einschränken.

Iomlni glaubt, vor allem andern ans müssen
oie Agenten zmrst organisirt werden; er fodcrt also von
dieser Commission das erste Gutachten.

Nuce stimmt ganz Kuhns Meinung bey, welk
m.ui vey einem Bau erst das Fundament legen muß,
ehe man das Dach aufrichtet.

Cartier begreift diese Berathung nicht; es ift
nur die Frage, was über die Bsthschast des Direkw-
riums verfügt werden soll, nicht von Priorität anderer
Arbeiten, dann diese gehört nun vor allein andern ans,
Esthers Gutachten über die Commissionen. lftbrigenS

'würde die neue Einthcilung Helvetiens nichts ersparen,
daher begehrt er Tagesordnung über alle diese Neben-
demcrkunjtn.

Carrard stimmt Kühn bey, weil die neue Ein-
cheilung zur Organistrung der bald zu haltenden Urvcr-
saminlungm unentbehrlich nothwend-g ist.

G r a f ist gleicher Meinung. Ehemahls ist Appcn-
zell und St. Gallen zusammengeschmolzen worden un?
dieses war zwckmässig; allein, wenn diese Zusammen,
schmelzung nicht allgemein gemacht wird, so'war sie
ungerecht gegen diejenigen, die sie traf: denn so kam?
die Stellvertretung rechtmässiger Weift nicht mehr fort-
dauern; überdcty ist die jetzige Cintleilimq zu kostbar-
dann ich weiß, daß die beiden italienischen Cantons
der Republik lange nicht so viel eintragen, als ihre
Verwaltung kostet. Man sey also gerecht und sparsam.

Anderwerth ist Cartiers Meinung und ft dort-
daß man vor allem aus über die crhaltne Bothschaft
abstimme.

Secretan bemerkt, daß es hier um die Bera»
tbnng über die Priorität des zu vcrhandlendcn Gegen-
standcs zu thun, und also diese ausführlichere Bchand-
lung zweckmässig ist. Er beharret ans seinen Anträgen,
weil wir sonst das Zutraue» des Volks nicht mehr ge-
winncn, wenn wir nicht überall so viel möglich, Spar»
samkcit und Einschränkung in die Siaatsvcnvwlunz
hineinbringen.

Marcaesi sagt; immer ßimmtt lch in dcr Cow»



mission sowohl als in der Versammlung für die Zu-
sammenschmc^ung der Kantone und ich halte dieselbe

selbst für die Erhaltung der Republik für dringend noth-
wendig; aber ich halte es für unschikiich, wenn, wie
es geschehen ist, dem oder diesem Kanton umgeworfen
wird, er trage der Republik wenig Geld ein. Sind
die italienischen Kantone arm, so sind die ehemals re-
gierenden Kantone, und unter diesen besonders die de-

mscralischcn daran schuld!
Carrard bittet, daß alle Pcrs nlichkcttcn vermic-

den werde, und daß man von der Republik, nicht von
seinen Kantonen spreche.

Die Bothschaft wird an die bestehende Commis-
sien gewiesen, und die Commission über die Emthei-
Lng Helveuens aufgelodert, in Z Tagen, die über die

Agenten in 6 Tagen, und die über die Kauzieyen in
A Tagen ihr Gutachten ein,zugeben.

Cartier begehrt, daß über die Eintheilnng Hel-
rcliens eine neue Ccmmissivn niedergesezt werde. Nu-
ce weiß nicht warum die bisherige Commission, welche
tiefen Gegenstand nun schon lange bearbeitete, aufgc-
hoben werden sollte; er fodert einzig.Ergänzung dcrsel-
den. Haas stimmt Nuce bey. Bourgeois folgt
und erklärt, daß er nun von seinem ehemaligen Urlheil
über eine neue Einthcilung zurückgekommen sey und also

fur dieselbe stimmen werde. Äeutler folgt Nuccs
Antrag, welcher angenommen wird; in die Commission
werden zu ihrer Ergänzung geordnet: Zim m ermann,
Hecht, Matti und Blattmann.

Der Senat verwirft den Beschluß, durch den die
Bürger zu Beziehung der Auflagen in Requisition ge-
se;c werden sollten; eben denjenigen, durch den tue

' écrase gegen nachlässige Emzicher bestimmt wurde.
Kühn fodert Rückwcisung dieser verworfnen Beschlusse,
an die Commisson. Iomini folgt und begehrt, daß
die Commission auch Strafen gegen schlechte Güter-
schäl;er bestimme. Diese beyden Anträge worden an-
genommen.

Das Direktorium übersendet folgende Vothschaft:

Das Vollzichlmstndivettorimn der helvetischen
einen und nntheilliaren Republik, an die
geftMbenden Räche.

Bürger Gcsezgeber!
Die Bürgerin Franziska Clavcl verlassene Frau

des Franz Edmund Martin, zu Lausanne wohnhaft,
haltet um die Begnadigung ihres Mannes an, der
als Anführer des am Lten September <798 zu Lausanne
stattgehabten Auflauft von dem daselbst nicdergesczten
Kricgsrathe nebst der Cassationsstraft zu einer scchsjäh-
rigen. Einschließung in ein Nationalgcfängniß verfällt
worden.

Ihr Bürger Repräsentanten habet ctwclchcu in die-

ses Geschäft verflochten gewesenen Personen und nament-
lich dem Bürger Laune, die aufgelegte Strafe nach-
gelassen. Die Gründe, die Euch zur Nachsicht gegen
dieselben bewogen, sprechen auch zu Gunsten des Mar-
tm.

Bei diesem Auflaufe vom ân September gescha«
hen keine Gewaltthätigkeiten; weil aber der Anführer
eines solchen nächtlichen Zusammenlauft nicht einen
gänzlichen Nachlaß der ihn, auferlegten Strafe erwar-
tcn kann,, so schlägt Euch das Direktorium vor, die-
selbe dergestalt zu mildern, daß der Martin anstatt zu
einer sechsjährigen EinschNessung in ein Nationwgefäng-
niß unter denen in dem atm, otcn, Neu, scen und
uotcn Artickel des über die Rükkchr der aus besondern
Theilen Hclvetiens verbannten Personen gegebenen Ge-
seizes vom uoien Oktober, vorgeschriebenen Bedingnis-
seii, für die gleiche Zeit in seine Gemeine verwiesen
werde.

Republikanischer Gruß!

Der Präsident des Voklziehungsdirektorium,
L a h a r p e.

Im Namen des Direktoriums der Gen. Sckr.

Mousson.
Bil let er sagt: ungeacht ich kein Verehrer von

Aufrührern von Auflaufen bin, so bin ich doch ein
Freund der Menschheit, und trage daher auf Annahm
dieser Bothschaft an.

Schlumpf begehrt vor allem aus Untersuchung
durch eine Commission. Dieser lezte Antrag wird an--

genommen und in die Commission geordnet: Iomini,
FiziundGmür.

Kühn, im Namen einer Commission, legt fol-»

gendes Gutachten vor:
An den Senat.

In Erwägung, daß in dem Augenblicke, wo das
Vaterland von äusscrn und innern Gefahren umringt
ist, eine Menge öffentlicher Beamter ihre Stellen verlas-
sen wollen.

In Erwägung, daß durch diese häufigen Abdan-
kungen der Gang der öffentlichen Geschäften unter-
brochm, die Thätigkeit der Regierungen gelähmt, und
die Sache der Rcpuclik gefährdet wird.

In Erwägung endlich, daß jeter Bürger sich vor
allem aus dem Vatcrlande schuldig ist, und daß die-
scs lcztere in Nothfällen das Recht hat, seine Dienste
zu fordern.

Hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
i. Das Vollzichunggdircktorium wird bevollmäch-



tigt, die öffentlichen Beamten, welche die Entlassung
von ihren Stellen begehren, anzuhalten, auf denselben

;u bleiben.
s. Es hat ferner das Recht, die Stellen der

wirklich abgehenden öffentlichen Beamten durch Requi-
fition der dazu tüchtigen Bürger zu besetzen.

z. Dieses Gesez soll drey Monae nach Zurük-
treibung der äussern Feinde der Republik, in Kraft
verbleiben.

4. Es soll gedrukt, öffentlich bekannt gemacht,
und wo es nöthig ist, angeschlagen werden.

Schoch findet diesen Vorschlag sehr zwekmässig,
aber man füge noch demselben bey, daß das Direk-
torium beauftraget ist, den Beamten Schuz und Si-
chcrheit zu verschaffen, sonst mag der Teufel Beam-
ter in der Republik seyn.

Secretan begehrt, daß zu diesem Ende hin die
Commission, welche in Rükstcht der SicherheitSbcwir-
kung der Beamten niedergesczt ist, einen baldigen Rap-
port mache.

Custor: dieses Gutachten ist nicht der Gleichheit
gemäß, denn wäre der Grundsaz richtig, daß das
Volk einen ^Bürger in Requisition setzen konnte um ir-
gend eine Stelle anzunehmen, so müßte dies auch auf
die Direktor - und die Repräsentantenstellc» angewendet
werden, und dieses haben wir doch noch nie «'.erkannt.
Das Volk ist seinen Beamten Bezahlung schuldig, be-

zahlt es nicht, so ist natürlich, daß es keine Beamten
findet, und. aus dem gleichen Grund find auch die Eli
ten nicht ganz nnrechtmässigcr Weise fortgelaufen. Ich
fodcre Rükweisung des Gutachtens an die Commission.

Kühn sagt: Cnstors Grundsaz beweist zu viel,
denn demselben zu folge müßte auch niemand wider sei-

nen Willen Soldat seyn, weil niemand zu einer Reprä-
sentantenstelle gezwungen werden kaun. Nun fodert aber
die Constitution bestimmt jeden Bürger zum Dienst
des Vaterlandes auf, und also ist der Grundsatz dieses

Gutachtens in der Constitution gegründet; überdem
kenne ich kein anderes Mittel um den gegenwärtigen au-
gcnbliklichen Bedürfnissen der Republik zu entsprechen,
ich beharre also auf dem Gutachten.

Nuce stimmt Kühn bei : nur die dringendste Noth
veranlast diesen Vorschlag und diese kennt kein Gesetz.

Der Soldat wird gezwungen, sich Arm und Bein ent-

zwey schicsscn zu lassen, und warum sollte der Agent
nicht mit gleichm Recht gezwungen werden können, die
Gesetze zu vollziehen. Immer will man nur die indivi-
duelle Freiheit schützen und läßt aber dabey die öffcmlu
chc Unabhängigkeit zu Grunde gehen. Schlu mpf:
auch die Gcsezgcbcr dürfen ja nicht nach Hause gehen,
sie sind also gezwungen, an ihrer Stelle zu bleiben;
warum also sollten die übrigen Beamten nicht ebenfalls
gezwungen werden können. Custor: freilich ist ein
Unterschied zwischen Soldat und Agent. Die Consti-

tution sagt: jeder Schweizer ist ein gcbohrner Soldat;
sie sagt aber nicht, jeder ist ein gebohrncr Agent.

^
Be-

zahle man die Agenten nur in demjenigen Verhältniß
wie ww und andere Beamten bezahlt sind, so werden
sie ihre Stellen nicht abgeben wollen. Sccreran
sagt: Cnstors Einwendungen dienen zu nichts; denn
so wie nicht alle Soldaten auf einmal ins Feld müssen,
so kann auch nicht jeder Bürger zugleich Agent seyn:
einiger bedarf die Republik und einige hat sie auch das
Recht hierzu aufzufodern; ich stimme dem Gutachten bei.

Das Gutachten w:rd angenommen.
Escher, im Namen der Forstcommission, sagt:

der Senat hat Eucrn Beschluß über die Narionaiwal-
düngen verworfen, weit der lezte § desselben einen Be-
schluß des Direktoriums bestätigte, welcher nicht ganz
mit jenem Beschluß übereinstimmt; daher trägt die

Commission darauf an demselben beizufügen: »der iZ.
und i4. §§ des Arrctes des Direktoriums, sollen die-
sein Gesetz untergeordnet seyn." Mit dieser^ Abände-

rung kann der Beschluß dem Senat wieder übergeben
werden. Dieser Antrag wird ohne Einwendung an-
genommen.

Esthers Gntachtcu über die Commissionen (Sie-
he Republik, til. dl. «9. pag. 72». wird zum zwey-
tenmal verlesen und in Berathung genommen.

§ i. a, Secretan kann nicht zugeben, daßdie
über die Sicherheit der Güter der Beamten und Pa-
trioten nieocrgesezte Commission, dem Gutachten zufol-

gc, aufgelöst werde, weil wir gerade bei der ebenbcen-

digten Berathung dieselbe für sehr dringend anerkanu-
ten. Diese Commission wird beibehalten.

(Die Fortsetzung folgt.)

Bericht der Commission des Senats, über
die neue Eintheiln«« Helvetiens.

(Beschluß von Barras Gutachten.)

8. Alle Gerichtschrciber dieser Gerichte,
einer zu ?o Dupl. — — 126»

9. Alle Ausgaben für die jetzigen Dis-
tnktsgerichtc, die nach zuverläßigcn
Berichten betragen — —> 6250»

10. Zwei Cchazcommissärs, einer zu

istoDupl. — — 28»
11. Achtzehn Obereinnehmcr, jeder zu

so Dupl. —
Summa 107700 Dupl.

Diese Einrichtung laßt bloS bestehen:
Dupl.

i. 128 Mitglieder der Gesczgebung; nemlich
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